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Vorbemerkung: Der vorliegende Text versteht sich als Einführung zum Thema Globalisierung. Text(-passagen) und Graphiken können unter Angabe der Quellen frei verwendet werden.
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Teil 1) Was ist überhaupt Globalisierung?

Es wäre absurd, von Globalisierung zu reden ohne den Globus zu sehen, daher schauen wir uns zuerst einmal spielerisch die Verteilung der Weltbevölkerung und des von ÖkonomInnen gemessenen „Reichtums“ an – symbolisiert durch je 25 Papierfiguren und in Goldpapier gewickelte Pralinen:

Weltspiel

	
	Bevölkerung in %
	Bei 25 Papierfiguren
	Wirtschaftsleistung (BIP) in %
	25 Pralinen in Goldpapier 

	Europa incl. Russland
	14 %
	4
	36,5 %
	9

	Nordamerika
	5 %
	1
	28 %
	7

	Afrika
	12 %
	3
	1,4 %
	0,3

	Asien
	60 %
	15
	25 % 

(11% ohne Japan)
	6

	Lateinamerika
	9 %
	2
	6,7%
	1,5


Zahlen aus Fischer Weltalmanach

Was blendet die Verteilung aus? Abgesehen, dass die Zahlen nicht die unterschiedliche Kaufkraft wiedergeben
, blenden sie aus:

· Die Verteilungsfrage innerhalb der großen 5 Blöcke in sozialer Hinsicht (zwischen Armen und Reichen in einem Land) und zwischen den Staaten innerhalb der Blöcke

· Die ökologischen Kosten der Entwicklung bei uns – viele Nieten sind da „eingewickelt“, die müssten wir einmal auswickeln um zu echter Ent-wicklung zu kommen (es ist sozusagen „nicht alles Gold, was glänzt“) .... 

Ein Teil dieser Widersprüche der herkömmlichen Wohlstandsmessung der ÖkonomInnen werden mit dem ISEW (Index of Sustainable Economic Welfare): berücksichtigt siehe Grafik 1 – BSP und ISEW. 

Was allerdings bereits eine oberflächliche Betrachtung der Verteilung klar macht, sind die ökologischen Grenzen des Ganzen. Die werden von der liberalen Wirtschaftstheorie ausgeblendet: Wie realistisch ist eine Option, die ganze Welt nach unserem Grundschema – allerdings in einer später behandelten verschärften Version – zu „entwickeln“? – siehe Grafik 2 – Weltspiel-alles
Begriffliche Klärungen: 

Wenn man sich die Zahlen anschaut, muss man sich die Frage stellen: Wie können die Menschen in den armen Regionen von dem Wenigen leben? Selbst wenn man die Kaufkraftunterschiede mitberücksichtigt (die außerdem nicht überall gegeben sind, in Brasilien z.B. kostet Vieles gleich viel wie in Österreich) kann wohl niemand von einem Fünfzigstel unseres Gehaltes leben. Wie geht das? 

Grafik 3 – Scheinwerfer der Ökonomie: Um im Bild mit den in Goldpapier eingewickelten Pralinen zu bleiben: Vieles ist nicht eingewickelt, was aber sehr wohl zum Leben / zum Wohlstand beiträgt. Eva Lang vergleicht dies mit einer Bühne mit einem Scheinwerfer: Alles, was außerhalb des auf das Geld gerichteten Scheinwerfers da ist, wird von der klassischen Ökonomie nicht gesehen. Erst wenn wir den Saal erhellen würden, wäre auch das übrige Wirtschaften zu erkennen. 

Entwicklung heißt oft nur „einwickeln“ (um wieder das Bild der Schokopralinen zu strapazieren): Leistungen, die schon in einer Gesellschaft erbracht wurden, werden mit Geld versehen, sie werden in den Kreislauf der WAREN einbezogen. Klassisches Beispiel wäre ein Volk von Indigenas, die vielleicht in relativem Wohlstand im Regenwald leben, aber nichts zum „BIP“ beitragen. An dieser Stelle setzt der „klassische Entwicklungsgedanke“ der Ökonomie ein: Da wird das Land der Indigenas von InvestorInnen okkupiert und z.B. eine Sojaplantage angelegt. Die ursprünglichen BewohnerInnen sind nun um ihre Lebensgrundlage gebracht und „dürfen“ sich nun – wenn sie Glück haben! – als Landarbeiter verdingen. Das Soja wird z.B. als Futtermittel verkauft. Das BIP Brasiliens steigt, obwohl - oder besser: weil – es den meisten Beteiligten wesentlich schlechter geht. 

Graphik 4 – formelle-informelle Sektoren zeigt nun systematisch die Dimensionen von „Wirtschaft“:

1) Ein bedeutender Teil von Wirtschaften (die Eigenversorgung z.B. mit Lebensmitteln aus Gärten, die Versorgungsarbeit innerhalb der Familie, Pflege von Alten im eigenen Kreis, die „Kinderaufzucht, das unbezahlte Lernen, Ehrenamtlichkeit, Reparatur und Instandsetzung aus eigener Kraft ...) wird nicht gesehen, weil dieser nichts mit Geld zu tun hat. Wie groß dieser „informelle Teil“, der zu 2/3 von Frauen geleistet wird, ist, kann man nicht sagen, denn dies hieße Äpfel mit Birnen zu vergleichen. Sicher ist: Er ist sehr bedeutend, auch in den industrialisierten kapitalistischen Ländern..

2) Aber auch der in die volkswirtschaftliche Gesamtrechnung eingehende Teil ist nur zum Teil „die Wirtschaft“, zumindest in Ländern wie Österreich haben wir eine hohe „Staatsquote“ (z. Zt. je nach Berechnung zwischen 43 und 46%): Das ist natürlich nicht rein staatlich (Heer, Pflichtschulen ...), sondern im weitesten Sinne öffentlich (Krankenkassen) bzw. gemeinnützig (Wohnbaugenossenschaften ...), oder zumindest massiv öffentlich beeinflusst. 

Der Kern der Globalisierung

Damit nähern wir uns dem Kern der Diskussion über Globalisierung. Rein quantitativ zeigt Graphik 4 – formelle-informelle Sektoren noch etwas anderes:

3) Wenn man die EU als Ganzes nimmt, so beträgt die Außenhandelsquote nicht mehr als 10% ... Die selbe Verteilung gilt für den Ost-/Südostasiatischen Raum bzw. die NAFTA (USA, Kanada, Mexiko) – nicht mehr als ein Zehntel der gesamten offiziell berechneten Wirtschaftsleistung geht in den Export bzw. wird importiert. Und diese jeweils 10% zum allergrößten Teil zwischen den 3 Blöcken gehandelt. Man kann also auf dem Gebiet des Außenhandels von einer Konzentration des Wirtschaftsgeschehens zwischen EU, NAFTA und Süd-Ost-Asien, also einer sogenannten „Triadisierung“ sprechen. Der Teil des weltweiten Handels mit der  Welt außerhalb dieser 3 Blöcke verliert tendenziell eher an Bedeutung.

Struktur der Investitionen

Ähnliches gilt für die Investitionen. Ein Beispiel ist die BRD als ein Land, das ja zumindest innerhalb Europas eine wirtschaftliche Großmacht darstellt. Nur 8% aller Investitionen wurden noch in der ersten Hälfte der 90er Jahre außerhalb der Landesgrenzen getätigt, davon wiederum gingen 45% in andere Länder der EU. Von den Gesamtinvestitionen gingen z.B. lediglich 2,4% in den SO-asiatischen Raum.

Und die Global Players? Auch wenn man nur die wenigen wirklich weltweit agierenden Konzerne anschaut, so bleibt von Global gar nicht mehr so viel übrig: Daimler Benz war zu 80% innerhalb der EU tätig, die Siemens zu über 70 %.

Zwischenresümee: Man kann auf einer quantitativen Ebene der Betrachtung also – zum jetzigen Zeitpunkt – sehr wohl von einem Heraustreten der Wirtschaft aus dem jeweiligen nationalen Raum sprechen. Aber was vor sich geht, ist auf einer statistischen Ebene eher eine Neuformierung in Großräumen wie der EU, der NAFTA, dem Ost- und Südostasiatischen Wirtschaftsraum, ist eine TRIADISIERUNG. – siehe Grafik 5 – Triadisierung oder Globalisierung
Heißt das nun, dass die Globalisierung nur Gerede sei? Statistische Methoden stoßen hier an Grenzen. An diesem Punkt muss man mit qualitativen Methoden die herrschenden Mechanismen betrachten: Immer offenere Märkte führen zu globalen Standards, alles muss es sich gefallen lassen, verglichen zu werden! Z.B. weltweit die Produktionsstätten hinsichtlich ihrer Kosteneffizienz, Standorte hinsichtlich der zur Verfügung gestellten Infrastruktur ... Für Mahnkopf und Altvater ist es diese neue Qualität der weltweiten Konkurrenz, die die Globalisierung ausmacht. Sie widersprechen der Aussagekraft der Statistik, wonach Globalisierung nur eine Schimäre sei. Zwar führe der weltweite Konkurrenzmechanismus zur Zeit zur Erscheinung der Triadisierung, aber potentiell könnte auch eine Ware, z.B. aus Zaire, sofern sie dort günstiger erzeugt wird, den Markt in Europa beherrschen.
 

Resümee: Die Welt ist ein struktureller [!] Welt-Markt. Diese Herrschaft des Weltmarktes hat tiefgreifende Auswirkungen auf den gesamten gesellschaftlichen Zusammenhang, der Markt wird von einem Subsystem zur alles dominierenden Kraft. 

In Anlehnung an Polanyi bezeichnen Altvater und Mahnkopf diesen Prozess als disembedding, als „Entbettung“: Märkte gibt es ja in vielen Gesellschaften und hat es z.B. auch im Mittelalter bei uns gegeben. Aber sie hatten keine Eigendynamik, denn sie waren der übrigen Gesellschaft untergeordnet – waren „eingebettet“. Allein das Recht, überhaupt einen Markt abhalten zu dürfen, wurde vom Grundherrn zugestanden. Innerhalb der Märkte herrschten strenge Regeln, etwa ob eine technische Neuerung eingeführt werden durfte, musste von den Zünften bewilligt werden ... 

Dieses Disembedding wird auch von anderen beschrieben, z.B. von Ulrich Duchrow
: Im Rückblick auf die Geschichte erkennt er heute eine Wiederdurchsetzung des Begriffs des „Absoluten Eigentums“ nach römischem Recht! Eine „Sozialpflichtigkeit von Eigentum“ – die es in gewissem Maß in den Nachkriegsjahrzehnten gegeben hat – entfällt damit. 

Wie kommt es aber, dass das qualitative Phänomen Globalisierung gemessen an den Waren- und Kapitalströmen zur Erscheinung der Triadisierung führt? 

Durch das Disembedding unterwirft sich die Ökonomie alle lokalen Ressourcen. Die Fähigkeit der einzelnen Standorte, den Bedürfnissen des Kapitals gerecht zu werden, wird nunmehr entscheidend im globalen Wettkampf. Wegen dieses Bedeutungsgewinns des Lokalen spricht man auch oft von Glokalisierung als Doppelbewegung von Globalisierung und Lokalisierung. In diesem weltweiten Wettkampf der Standorte haben aber einzelne Orte unterschiedliche Startbedingungen, die vordergründig die alten Verhältnisse reproduzieren:

a) Das Unterbieten der Konkurrenten durch niedrigere Umwelt- und Sozialstandards; eine Strategie, die vor allem in ärmeren Ländern zum Zuge kommt, die sonst nichts auf den Weltmarkt zu werfen haben als billige, willige Arbeitskraft und die scheinbar unbegrenzte Ressource Natur;

b) Das Überbieten der Konkurrenten in der zur Verfügungstellung besserer / intelligenterer Voraussetzungen. Dies ist die Strategie, die eher komplexen Volkswirtschaften entspricht und ein hohes Maß an Reichtum voraussetzt: Infrastrukturausbau und -zurechtrichtung, Umgestaltung des Bildungssektors (Prostitution der Universitäten bei der Wirtschaft, Ausbildung statt Bildung, Aufbrechen relativ vereinheitlichender Kollektivverträge hin zu flexiblen Lohnverhältnissen, Arbeitszeitflexibilisierung nach den Bedürfnissen der Unternehmen ...). Die Folgen dieser Strategie sind kaum weniger negativ als bei der Dumping-Variante:

· Unterwerfung aller gesellschaftlichen Bereiche unter die Erfordernisse des Weltmarktes, z.B. durch die stärkere Betonung von unmittelbarer ökonomischer  Verwertbarkeit von Bildung

· Entdemokratisierung: Wenn ein bestimmter Raum als Territorium als Firma gesehen wird (z.B. „Unternehmen Kärnten“), dann ist es nur logisch, wenn PolitikerInnen zu StandortmanagerInnen mutieren. Und von Unternehmen weiß man ja: In ihnen gibt es keine Demokratie ... 

· Zurückschrauben aller anderen staatlichen und kommunalen Leistungen unter dem Diktat der leeren Kassen: Einerseits sollen vermehrt Ausgaben für wirtschaftsfördernde Aufgaben mobilisiert werden - was ja natürlich eine Menge Geld kostet, andererseits muss der Standort durch niedrige Steuern auf Kapitaleinkünfte möglichst attraktiv gehalten werden.

Ursachen der „Entbettung“

Der Kapitalismus funktioniert nach ganz eigenen Gesetzen. Kapital muss sich vermehren – und wenn es dies nicht tut, wird es wertlos.
 Wachstum ist des Kapitals einziger Sinn. Grundlage aber ist, dass der Treibstoff dieser Wachstumsmaschine, die Profitrate, entsprechend hoch bleibt. Und damit das Werkel so richtig läuft, müssen die entsprechenden Ventile geöffnet werden. 

Ganz konkret war Ende der 60er / Anfang der 70er Jahre die Situation gegeben, dass die riesigen Mengen an angehäuftem Kapital nicht mehr zu entsprechend hohen Profitraten angelegt werden konnten. Versuchte man in den 70ern diesem Problem noch mit massenhafter Vergabe von Krediten u.a. an die 3. Welt zu begegnen (woraus später die „Schuldenkrise” wurde), werden seit der “Wende” in den 80erJahren (Thatcher, Reagan und Co., Pinochet in Chile bereits seit dem 11. September 1973) Nägel mit Köpfen gemacht durch:

1) Intensivierung der Ausbeutung: Stagnation bei den direkt ausbezahlten Reallöhnen (wenn nicht gar Lohnkostensenkung durch Produktionsverlagerung), kapazitätsorientierte flexible Arbeitszeiten und durch Lohnnebenkostensenkung (seit den 90ern auch bei uns Kürzungen der Sozialleistungen).

2) Die Intensivierung der Ausbeutung hat aber zur Folge, dass die Kaufkraft im Verhältnis zum Produktionspotential zurückbleibt. Daher ist die Erschließung neuer Anlagesphären für das Kapital umso dringender geworden, als hinein in neue Märkte. In geographisch neue Bereiche in Ost und Süd und in neue Geschäftsfelder:  Genetische Ressourcen, Wasser, Pensionen, Gesundheit, Bildung, Telekommunikation, ...
 

Soweit zum Rahmen. An dieser Stelle spätestens stellt sich die Frage nach der Rolle der Politik. Dazu ein Exkurs:

Grundsätzliches zur Rolle des (demokratischen) Staates im Kapitalismus 

Eine Gefahr, die im Zusammenhang mit “Globalisierung” (oder richtiger: der neoliberalen Durchsetzung der globalisierten Wirtschaft) oft benannt wird, ist die der Zurückdrängung von Demokratie im Angesicht der Allmacht des Marktes. So richtig es ist, dass hier tatsächlich Einschränkungen in den Gestaltungsmöglichkeiten drohen, so sehr muss umgekehrt betont werden: 

Auch dem demokratisch geäußerten Willen waren bereits bisher Schranken gesetzt. 

Bei diesen Schranken müssen mehrere Ebenen unterschieden werden: 

* Prinzipiell gilt: In keinem Gesellschaftssystem war und wird es möglich sein, die materiellen Rahmenbedingungen zu überspringen. Nur kurzfristig kann eine Gesellschaft über ihren Verhältnissen leben (z.B. in Kriegen). Nur kurzfristig kann der Überschuss, also das, was nicht unmittelbar zur Aufrechterhaltung des Lebens dient, verprasst werden. Wird nicht ein Teil dieses Überschusses re-investiert (z.B. um alternde Maschinen durch neue zu ersetzen), so rächt sich dies früher oder später in Produktionsausfällen. Die Gesellschaft verarmt. Aus diesem Grund sind - abgesehen von den direkten Zerstörungen - oft erst in den folgenden Friedenszeiten die ganzen Kosten des vorangegangenen Krieges zu erkennen. 

* Speziell in kapitalistischen Gesellschaften kommt aber noch eine weitere Schranke dazu: Nicht nur, dass ein Überschuss erwirtschaftet werden muss (sieh oben), vielmehr muss dieser Überschuss im Verhältnis zum investierten Kapital ein bestimmtes Verhältnis übersteigen (Profitrate). Tut er dies nicht oder besteht ganz einfach nur die Vermutung, dass es so kommen könnte, so ziehen UnternehmerInnen ihr Kapital aus der Produktion zurück. Folgen sind steigende Arbeitslosigkeit, Nachfragerückgänge, kurz: eine nach unten weisende Krisenspirale. Das heißt, dass Demokratien (und Diktaturen) innerhalb des Kapitalismus sehr enge Grenzen gesetzt sind. 

Eine Politik, die nicht grundsätzlich darauf ausgerichtet ist, diese Spielregeln zu ändern, muss diesen Bedingungen Genüge tun. 

In den letzten Jahrzehnten haben sich die politischen Systeme der oben beschriebenen Notwendigkeit zur Expansion des Kapitals auf verschiedenste Weise angepasst bzw. diese als „Sachzwang“ auf den Weg gebracht.
  Eine Übersichtsgrafik findet sich unter 6 – Festschreibung NL
Die grundsätzliche Ähnlichkeit der Politik von Schwarz-Blau in Österreich und Rot-Grün in der BRD ist dem Wandel der Rolle des Staates geschuldet: Unter globalisierten Bedingungen wird er zum „Wettbewerbsstaat“ (siehe oben die Bemerkungen zu Standortwettkampf und Glokalisierung). 

Wie sich die Staaten diesem Druck des Kapitals angepasst haben und das Kapital entbettet haben, damit es die entsprechenden Wachstumsbedingungen vorfindet, lässt sich am Komplex  „Die Politik der Liberalisierung und die WTO“ zeigen.

Zunächst einmal zu den Begriffen (was so wichtig ist, weil ja Begriffe uns dazu dienen, die Welt zu „begreifen“): Wie ein Brainstorming zeigt, assoziiert man mit „liberal“ Begriffe wie Wahlmöglichkeiten Freiheit, Toleranz ...

„Liberalisierung“ eines bestimmten Sektors aber bedeutet das Gegenteil von mehr Wahlfreiheiten (etwa zwischen verschiedenen Formen des Wirtschaftens von privat über gemeinnützig bis staatlich), es ist die juristische Festschreibung auf ein ganz bestimmtes Modell von Wirtschaften, nämlich das markt-, profit- und konkurrenzorientierte. Durch Liberalisierung werden andere Formen und andere Kriterien von Wirtschaften de facto verunmöglicht. Das bedeutet nicht unbedingt, dass Leistungen privat erbracht werden. Nach wie vor kann dies durch die öffentliche Hand erfolgen, aber solche öffentlichen Unternehmen sind dann vermarktwirtschaftlicht, sie agieren wie ein Privater. 

Und: Liberalisierung bedeutet die Festlegung in einer Form, die über der jeweiligen Verfassung steht.

Ein krasses Beispiel: Als das Bundesumweltamt Berlin auf der Homepage den Öko-Tipp gab, aus Umweltschutzgründen Getränke aus der Region den Vorzug zu geben, musste dieser Hinweis auf Druck der EU wieder zurückgezogen werden. Begründung: Dieser Tipp stelle eine Diskriminierung von Getränkeherstellern dar, die in größerer Entfernung angesiedelt seien. „Diskriminierung“, „Enteignung“ (etwa wenn untersagt wird, ein als gefährlich eingestuftes Produkt in Umlauf zu bringen und dadurch den jeweiligen Unternehmen Gewinne entgehen, dann kann dies im Rahmen der NAFTA als indirekte Enteignung interpretiert werden), „Einschränkung der Freiheit“ ... all dies sind die Schlüsselbegriffe von Liberalisierung. ... Beispiele siehe Übersichtsgrafik 7 – Liberalismus ist nicht Freiheit – Beispiele. Siehe auch Definition 8 – Def. Lib 
Die WTO als Verkörperung von Liberalisierung 

Zum Folgenden siehe Grafik 9 – WTO-Säulen: Zentrale politische Instanz im Rahmen der Globalisierung ist die Welthandelsorganisation WTO. Die WTO beruht auf drei Säulen: 

1. Das GATT (General Agreement on Tariffs and Trade: Handel mit Autos, ..., hier herein fällt aber auch das heiß umstrittene Agrarabkommen) und

2. Das GATS (Dienstleistungen, öffentliche Daseinsvorsorge). Näheres siehe http://www.stoppgats.at  

3. Das TRIPS: Abkommen über geistiges Eigentum, das im Kern die Ausdehnung des US-amerikanischen Patentrechtes auf die ganze Welt ist. Negative Effekte dieses Vertragswerkes sind u.a. Biopiraterie (z.B. werden Naturheilverfahren aus Ländern des Südens patentiert und dann den dortigen Menschen etwa in Form von Medikamenten teuer zurück verkauft), Patentierung von Saatgut (damit verbunden Einschränkung des Rechts der Landwirte auf Kreuzung und Weiterverwendung des Saatgutes) und extrem hohe Gewinnspannen auf Medikamente. So sind die Medikamentenpreise in Pakistan, das dem TRIPS voll beigetreten ist, um ein vielfaches höher als in Indien mit seinen auf Nachbau beruhenden Pharmazeutika. Grafik 10 – UNDP-Arzneimittelpreise und TRIPS 

Grundlage der WTO ist die Liberalisierung im oben beschriebenen Sinn. Dies kommt klar in den beiden verwendeten Schlüsselbegriffen zum Ausdruck: Nichtdiskriminierung und offene Märkte. Wie beim Begriff „liberal“ hat man dem Begriff „Nichtdiskriminierung“ gegenüber positive Assoziationen, denn wer ist schon für Diskriminierung? GATT und GATS haben als Kern den Abbau von tarifären (Zölle) und nichttarifären Handelshemmnissen (mengenmäßige Beschränkungen, Vorschriften hinsichtlich Qualität bzw. bestimmter Beschaffenheit von Waren, Subventionen...). 

Und wie oben als Merkmal von Liberalisierung (8-Def.Lib) beschrieben sind in den WTO-Abkommen die Tendenz zu Ausweitung und Unumkehrbarkeit festgelegt: Wie in einer Fischreuse (ein Korb mit nach innen gerichteten Spießen, der Fisch kann hinein, aber nicht mehr heraus) ist nur die Entwicklung auf mehr Liberalisierung in immer mehr Bereichen vorgesehen, die Abwehr einzelner Liberalisierungsvorstöße ist immer nur ein befristeter Erfolg. Siehe Grafik 11 – GATS-Einbahnstraße. Und WTO-Recht steht – wenn ihm einmal zugestimmt worden ist - über den jeweiligen Verfassungen! 12 – WTO Angriff auf Demokratie
Resümee: Oft wird die These aufgestellt, wonach Globalisierung nur eine böse Propaganda der Neoliberalen sei, mit der reaktionäre Politik durchgesetzt werden soll! Diese These ist falsch, denn sie geht von einer falschen Gegensätzlichkeit von Staat und Wirtschaft aus, Politik und Ökonomie sind schlichtweg nicht auseinander zu denken, sie sind 2 Seiten einer Medaille. 

Exkurs: Von sogenannten GewinnerInnen und VerliererInnen

Das Komplexe Verhältnis von Staat und Wirtschaft zeigt sich auch dort, wo eine „nachholende Entwicklung“ versucht wird. Auch in Zeiten der Globalisierung praktizieren „erfolgreiche“ „Wettbewerbs-Staaten“ durchaus unterschiedliche Politik und setzen nicht einfach nur auf Liberalisierung! An dieser Stelle ist noch einmal zu beachten: Das Kriterium für „Erfolg“ ist hier das Wachstum des in Geld gemessenen Reichtums, was nur – wenn überhaupt - sehr indirekt mit „gutem, nachhaltigem Leben“ zusammenhängt: Es zeigt sich, dass nach diesen Kriterien die „unterentwickelten“  Länder zu den GewinnerInnen zählen, die die Globalisierung nutzen, sich aber ihr nicht unterordnen:

Zu den VerliererInnen: Rund zwei Milliarden Menschen in Ländern in Afrika, dem Nahen Osten oder der ehemaligen Sowjetunion hat die Globalisierung bisher nichts gebracht. In diesen Ländern schrumpfte die Wirtschaft, und die Armut stieg. Das geht aus der Studie "Globalisierung, Wachstum und Armut" hervor, welche die Weltbank am Mittwoch in Washington veröffentlichte...
Danach kommt die Erfolgsmeldung: Rund drei Milliarden Menschen in 24 Ländern hätten nämlich in den vergangenen zehn Jahren bereits vom wachsenden Welthandel profitiert. Diese Länder verzeichneten in den Neunzigerjahren Wachstumsraten von rund fünf Prozent, Lebenserwartung und Ausbildungsniveau der Menschen stiegen. ...
Wer sind diese GewinnerInnen? „Die Studie identifiziert 24 Länder, darunter China, Indien, Ungarn und Mexiko, die sich mit Reformen für die globalen Märkte fit gemacht haben und dadurch erheblich bessere Wachstumsraten verzeichneten als zuvor. In den Sechzigerjahren habe die Wachstumsrate in diesen Ländern ein Prozent betragen, in den Neunzigerjahren dagegen fünf Prozent.“
 

Wenn man sich die angeführten Staaten genauer unter die Lupe nimmt, dann fällt auf:

Mehr als 2/3 der angegebenen drei Milliarden GewinnerInnen kommen aus Ländern (China, Indien), die in zentralen Punkten gegen Dogmen des Freihandels verstoßen (haben). Diese Länder haben ihre Märkte nur selektivst geöffnet, haben die Investitionsströme reguliert, haben Patentregeln nur ganz bedingt akzeptiert ... Sie haben – mit anderen Worten – maximal Globalisierungsprozesse benutzt, sich aber ihnen in keiner Weise unterworfen. Eine Herangehensweise, die übrigens alle  erfolgreichen Industrienationen praktizierten, von Großbritannien über die USA und das Deutsche Reich bis hin zu Japan. Dies alles selbstverständlich mit der Einschränkung, dass ein hohes Wirtschaftswachstum noch relativ wenig über den Wohlstand der Menschen aussagt.
 
Und dann gibt es unter den von der Weltbank als Erfolgsbeispiele genannten Länder noch Fälle wie Mexiko. Mexiko ist das Musterbeispiel eines Landes, bei dem wirklich das Freihandelskonzept umgesetzt wird – und dessen hohe Wachstumsraten vollkommen die wirtschaftlich wie sozial verheerenden Folgen verdecken. 

Seit der Schuldenkrise 1982 gab Mexiko sein auf einen Binnenmarkt konzentriertes Entwicklungsmodell auf. Die in den folgenden Jahrzehnten mit zunehmender Intensität betriebene neoliberale Politik (Öffnung der Märkte, Zurückdrängung des staatlichen Einflusses) wurde zum Vorbild für zahlreiche andere Lateinamerikanische Länder.  Zwar hat Mexiko einige der definierten neoliberalen Zielgrößen erreicht (Inflation und Haushaltsdefizit wurden deutlich reduziert, Außenhandel und Zufluss von ausländischem Kapital sind gestiegen), aber

· Die Außenverschuldung Mexikos ist ungelöst – die Handels- und Zahlungsbilanz sind weiterhin (und in steigendem Ausmaß) negativ.

· Die mexikanische Industrie wird zu Tode konkurriert und durch eine von Binnenstrukturen und heimischen Wertschöpfungsketten vollkommen abgetrennte Zulieferindustrie (die sogenannten Maquilas / Zweigwerke) ersetzt

· Die heimische Landwirtschaft droht ausradiert zu werden. Den gesteigerten Exporten von Frischobst, Wein oder Schnittblumen steht nämlich gegenüber, dass die Produktion von Grundnahrungsmitteln wie Weizen, Reis, Mais oder Bohnen gegenüber den Importen aus den USA nicht konkurrenzfähig ist. Die Welternährungsorganisation FAO hat etwa für Mexiko errechnet, dass unter den Bedingungen des freien Handels nur ein Viertel der bebauten Fläche wettbewerbsfähig ist. Und tatsächlich, seit dem Inkrafttreten des Freihandelsvertrages mit den USA, wird auf den guten Flächen zunehmend Exportobst und -gemüse gebaut, während der Rest stagniert oder gar verfällt. Folglich hat sich der Anteil der landwirtschaftlichen Erwerbsbevölkerung auf 16 % halbiert, ohne dass ausreichend Ersatz in anderen Sektoren geschaffen worden wäre.
· Die sozialen Folgen der Politik sind verheerend, die realen Löhne verloren seit 1980 mehr als 40% ihres Wertes, die Kluft zwischen Arm und Reich ist weiter gewachsen.

Teil 2) Was tun: Globalisierung „ent-wickeln“

Im Prinzip verstecken sich hier zwei verschiedene Fragen: Eine nach dem Ziel: „Wie soll eine andere, nachhaltigere Welt ausschauen?“ und dann die Frage nach den Handlungsmöglichkeiten: „Was kann ich als einzelner oder in Gemeinschaft mit anderen tun?“

2.1 Was kann ich als einzelner oder in Gemeinschaft mit anderen tun?

Ich beginne mit der 2. Frage, obwohl das rein logisch falsch ist. Aber ich mache dies bewusst, weil wohl jedeR von uns immer wieder vom Gefühl der Machtlosigkeit befallen ist. „Was kann ich als Würstchen schon tun gegen >die Globalisierung<“? Meine Überzeugung ist, dass vieles von diesem Ohnmachtgefühl daher rührt, dass wir uns zu wenig die Zusammenhänge vor Augen halten und dass wir nicht unbedingt uns immer nur gegen das eine große, sich weit weg befindliche Übel („DIE Globalisierung) antreten müssen, sondern dass schon hier und jetzt Widerstand sinnvoll ist.

Ein Beispiel ist die Auseinandersetzung um die öffentliche Daseinsvorsorge, von der ja die Schulen ein Teil sind. Abbildung 13 – Zange zeigt, welche Kräfte bei der Deformierung der öffentlichen Daseinsvorsorge am Werk sind. Gleichzeitig zeigt sich da aber auch, dass jedeR einzelne von uns tagtäglich Ansatzpunkte zum Handeln auf den verschiedensten Feldern hat:

· Öffentliche Dienste brauchen eine entsprechende Finanzierung. Und dass die nicht mehr gegeben ist, hat sicher nichts damit zu tun, dass unsere Gesellschaften auf einmal nicht mehr reich genug wären. Um was es hier geht sind entsprechende Maßnahmen der Umverteilung, sei es direkt über Steuern (da kann man sich etwa bei der Überfraktionellen Steuerinitiative im ÖGB engagieren – mehr dazu siehe www.steuerini.at) oder indirekt über eine gerechtere Verteilung der Produktivitätsfortschritte (Arbeitszeitverkürzung bei vollem Lohnausgleich), denn die Finanzierung des Sozialstaates ist ja von „Lohnnebenkosten“ abhängig! In diesem Bereich kann sich jedeR engagieren und damit im unmittelbaren politischen Umfeld gegen den Neoliberalismus aktiv werden - etwa als PersonalvertreterIn, in den Gewerkschaften oder in einer ihrer Fraktionen – siehe Grafik 14-Kirchsteiger - Alter zu Produktivität 
 

· Eine wichtige Kraft bei der Deformierung der Öffentlichen Dienste ist das Interesse von FinanzanlegerInnen an neuen Anlagesphären. Zukunftsmärkte sind Gesundheitsvorsorge, Wasserversorgung, ...) Je mehr anlagesuchendes Kapital es gibt, desto stärker wird auch von dieser Seite der Druck nach Privatisierung der Daseinsvorge!
 Und auch da kann man als EinzelneR gegenwirken: Etwa, indem man als AnlegerIn nach ethisch einwandfreien Anlagemöglichkeiten sucht. (Ein erster Hinweis zu dieser Materie: www.oeko-invest.de) Oder, was für mich noch wichtiger ist, dass man auch aus der Motivation heraus, die Finanzmärkte nicht noch zusätzlich aufzublähen, sich für den Erhalt des Umlagesystems bei den Pensionen und gegen den Ausbau der über die Kapitalmärkte laufenden Zweiten und Dritten Säule des Pensionssystems einsetzt. Ein ganz konkreter Ansatzpunkt wäre die Mitarbeit bei ATTAC (siehe http://www.attac-austria.org )

· Dann ist innerhalb des Bildes von der Zange (Abb. 13) ein Feld, wo man sich engagieren kann, die unmittelbare Auseinandersetzung gegen die Liberalisierung im Rahmen des GATS (– mehr dazu kann auf www.stoppgats.at nachgelesen werden) bzw. für Erhalt und Verbesserung des Sozialstaates. Auch wenn im Moment der aktive Kampf sich etwas auf andere Felder verlagert hat, so ist das „Volksbegehren Sozialstaat Österreich“  vorbildlich – mehr siehe http://www.sozialstaat.at  

· Und ein extrem wichtiges Feld der Auseinandersetzung ist der Einsatz gegen die neoliberale Ideologie (die eine nicht hoch genug einzuschätzende Kraft im Bild der Zange ist): JedeR von uns kann zu Hause, in der Nachbarschaft, unter KollegInnen, als LehrerIn, ... herrschende Mythen hinterfragen. Denn Herrschaft setzt sich auf Dauer nur durch, wenn sie auch auf die Zustimmung der Betroffenen stößt. Insofern ist der Glaube an die „Wohlfahrtsmaschine Markt“ zu erschüttern – etwa indem man Kernelemente des Marktes genauer anschaut: 

· Vollkommen falsch gesehen wird das Verhältnis von AnbieterInnen von Waren und den KundInnen: Dieses Verhältnis zielt gerade nicht auf die rationale Befriedigung von Bedürfnissen ab, sondern ähnelt – systembedingt – eher einem Abhängigkeitsverhältnis zwischen DrogendealerInnen und -abhängigen. Letztere – also die KundInnen - sollen aus der Sicht der VerkäuferInnen möglichst im Status von „belieferungsbedürftigen Mängelwesen“ verharren. Dies klingt möglicherweise polemisch und überzogen, aber wird ganz offen von Leuten anerkannt, die dem System nicht kritisch gegenüber stehen: dies ist nachzulesen auf http://212.152.178.69/cgi-bin/kaernoel/comax.pl?page=page.std&job=CENTER:articles.single_article&ID=570! 

· Ein anderes Element des Mythos von der „schönen Maschine“ globale Marktwirtschaft ist die Vorstellung von Freiheit und der Menschenrechtskonformität dieses Systems. Dass dem nicht so ist, zeigt die tagtägliche Praxis: Wer nicht mit Kaufkraft gesegnet ist, etwa weil er / sie selbst nicht die eigene Arbeitskraft verkaufen kann, bekommt nichts, kann im Extremfall verrecken – auch wenn noch so viel produziert worden ist. Mehr dazu auf  http://212.152.178.69/cgi-bin/kaernoel/comax.pl?page=page.std&job=CENTER:articles.single_article&ID=588 

· 
Und zu hinterfragen ist vor allem die „Heilige Kuh“ der Konkurrenz: Die Angst, im Kampf des einen gegen den anderen unterzugehen, fördere das Streben nach der besten Lösung. Die Realität indes schaut anders aus, wie das Beispiel der Gesundheitsversorgung zeigt. Öffentliche Pflichtversicherungen wie z.B. die Gebietskrankenkassen haben einen Verwaltungsaufwand um die 3 %, während der der privaten Versicherungen bei 22% liegt. Arbeiten nun die letzteren etwa wirklich pro Person weniger, wird da geschlafen? Sicher nicht, aber die Arbeit geht zu einem großen Teil darin auf, einander die Versicherten abspenstig zu machen, man muss entsprechende Gelder in die Werbung stecken! Auch volkswirtschaftlich zeigt sich die Unterlegenheit eines privaten Gesundheitssystems: Während Österreich mit einem Mischsystem laut OECD-Statistik 8,2% des BIP für Gesundheit ausgibt (und dabei fast alle ÖsterreicherInnen versorgt), liegen die entsprechenden Zahlen der USA bei 12,9% - wobei in den USA nach Schätzungen der FedStats die Zahl der US-BürgerInnen, die ganz oder vorübergehend ohne Versicherungsschutz waren, auf 71,5 Millionen gestiegen ist.
 Die aus einer pädagogischen Zeitschrift nachgezeichnete Abbildung 15 – um allen die gleiche Chance zu geben zeigt diese oben genannten Aspekte des Wettbewerbs - nämlich die Frage nach dessen Sinn „Wozu soll man überhaupt um die Wette laufen?“ - vordergründig nicht auf, sondern zeigt eher das Offensichtliche: Wenn etwa ein Kleinbauer in einer Bergregion gegen einen Großagrarier in der deutschen Tiefebene im „freien“ Wettbewerb antreten muss, ist klar, wer gewinnt. Oder auf die selbe Grafik bezogen: Wenn das Kriterium die betriebswirtschaftliche Effizienz ist, dann wird eher ein Privater siegen als ein Betrieb, dessen Daseinszweck eine flächendeckende, krisensichere, sozial ausgewogene Versorgung für alle ist
 – no na!

2.2 Wie soll eine andere, nachhaltigere Welt ausschauen?

Bevor auf konkrete Vorschläge für nachhaltiges Wirtschaften eingegangen wird, muss man sich Kriterien eines nachhaltigen Modells vor Augen halten. Aus der zu Beginn aufgezeigten Verteilung von Reichtum und Bevölkerung ergeben sich folgende – durchaus nicht vollständige – Kriterien, die ein nachhaltiges Modell erfüllen muss: 

·  „Das Ganze sehen“: Es geht um die Wirkung von Maßnahmen auf die ganze Welt. Und die gesamte Ökonomie – auch die vor allem von Frauen geleisteten Tätigkeiten müssen berücksichtigt werden!

· Langfristig statt „schnell“: Geschwindigkeit ist einer der Kampfbegriffe der herrschenden Medienwelt! Aber was bedeutet es etwa, wenn man gentechnische Produktionsmethoden zulässt, nur um ja als Standort nicht den Anschluss im globalen Wettkampf zu verlieren? 

· Anpassungsfähig und korrigierbar statt flexibel Flexibilität setzt immer nur beim Einzelnen / der Einzelnen an – diese müssten sich den Erfordernissen anpassen. Hier geht es aber um eine grundsätzliche Umkehr, individuelle Flexibilität muss sogar als eher verdächtig gelten. Umgekehrt muss aber die Wirtschaftsordnung anpassungsfähig sein. Eine de facto unumkehrbare Festschreibung von profitorientierter Marktwirtschaft etwa über die sogenannte Liberalisierung kann zur verhängnisvollen Falle werden, wenn es sich erweist, dass damit Ressourcenvergeudung verbunden ist. Dann muss mensch in der Lage sein, aus einem ganzen Set von Möglichkeiten des Wirtschaftens auszuwählen.
· Effektivität statt Effizienz: Effizienz ist ein weiterer zentraler Kampfbegriff des Neoliberalismus. Dabei ist unser Wirtschaftsmodell hochgradig ineffizient – wie ja der Vergleich ISEW (Index of Sustainable Economic Welfare) mit dem BIP zeigt. Die Schere zwischen den sozialen und ökologischen Kosten und dem Gewinn an Wohlstand geht immer weitre auseinander - siehe Grafik 1 – BSP und ISEW, die am Anfang dieses Beitrages behandelt wurde! Das Gegenbeispiel ist in gewissen Bereichen Kuba, das als ein nach herkömmlichen Maßstäben sehr armes Land hochgradig effizient im Gesundheits- und Bildungsbereich ist. Dies gesteht mittlerweile sogar der bisherige Erzfeind Weltbank zu.
 

· So regional wie möglich, so global wie unbedingt notwendig.

· So wenig arbeitsteilig wie möglich, so arbeitsteilig wie unbedingt notwendig Dies ist möglicherweise einer der Punkte, der sich mit unserer Kultur am heftigsten im Widerspruch befindet. Nur wenn jedeR Einblick in die verschiedenen Arbeitsbereiche der Gesellschaft erhält, lehrt einen das eigene Tun die Konsequenzen des Handelns, entsteht Verständnis für den jeweiligen Arbeitsbereich. Und: Ein umfassendes Verankertsein in verschiedenen Bereichen schafft die Voraussetzung von Autonomie!

· Demokratie in allen Lebensbereichen / weniger Entfremdung

· Nicht spaltend, sondern integrierend
· Kein Setzen auf Wachstum: Die Probleme bei uns sind schon nicht durch Wirtschaftswachstum zu lösen und schon gar nicht weltweit! Dies hat ja im weltweiten Maßstab die vorliegende spielerische Veranschaulichung zu Beginn gezeigt. 
 Neben den ökologischen Grenzen des Raumschiffs Erde gibt es noch ein logisch-mathematisches Argument gegen Wachstumsmodelle: Wachstum in Prozent gemessen ergibt immer eine exponentielle Kurve. Der absolute Zuwachs von Jahr zu Jahr würde immer größer, zuerst langsam, dann immer schneller. 

Ein besonderer Schwindel unter alternativen Kreisen ist das qualitative Wachstum: Es könnte durch den Wechsel hin zu einer Dienstleistungsgesellschaft Wachstum aus ökologischen Gründen weiter geben. Mag ja sein, aber man stelle sich das vor: Ein unbegrenztes Anschwellen der Informationsflut!!!! Oder: Ein unbegrenztes Anschwellen der Therapien – wer nicht Hunderte Neurosen hat, wäre nicht normal?????

Um nicht falsch verstanden zu werden: Zur Lösung der Probleme, für ein „gutes Leben“, wird sicher der eine oder andere Bereich wachsen müssen, aber notwendig ist ein Abgehen vom Wachstumsfetischismus. Zuerst müssen Probleme erkannt, der Wille zur Lösung individuell oder gesellschaftlich durchgesetzt und dann gelöst werden. In vielen Bereichen wird eine solche Herangehensweise zu einem Schrumpfen der Wirtschaft führen (Rüstung, Überwachung, Verkehr ....), in manchen Bereichen wird dann unter einem imaginären Strich einiges in Summe gleich bleiben und in manchen Bereichen wird man vielleicht sogar ein Wachstum in Kauf nehmen (müssen).

Zusammengefasst kann ein solches „Leitbild“ werden mit dem Begriff „Ökonomischer Subsidiarität“ in einem weiten Sinne.

2.3 Schritte zu einer anderen Welt

Ansatzpunkt 1: Umverteilung des gesellschaftlichen Produktivitätsfortschritts 

Ausgangspunkt des Gedankens ist, dass unsere Gesellschaft ein ungeheures Reichtumspotential in sich hat (siehe obige Abb. 14-Alter zu Produktivität). Eine solche Umverteilung kann auf mehreren Wegen erfolgen – über Arbeitszeitverkürzungen (wöchentlich, jährlich, bezogen auf die gesamte Lebensarbeitszeit), steuerliche Maßnahmen wie etwa die Einführung einer Wertschöpfungsabgabe, gerechtere Besteuerung des Kapitaleinkommens, ... In denn letzten Jahrzehnten hat sich in diesem Bereich ein enormer Nachholbedarf an Umverteilung ergeben – meist begründet mit dem „Druck auf den Standort“, ohne dabei zu sehen, dass Österreich da durchaus aktiver Vorreiter im Standortwettkampf war. Mit den so erfolgten Umverteilungsmaßnahmen könnten die Erwerbsarbeitslosigkeit gesenkt, die öffentliche Daseinsvorsorge besser ausfinanziert und neue Modelle der Grundsicherung eingeführt werden ...

Trotzdem kann Umverteilung nur einer unter mehreren parallel anzustrebenden Ansätzen sein, ist ein notwendiger, aber kein hinreichender Schritt zu mehr Nachhaltigkeit, denn 

· Umverteilung alleine stellt nicht den zentralen Funktionsmechanismus unserer Gesellschaft – die Regelung über das private Kapital (verkürzt: den Markt und das Geld) in Frage. Dazu ein paar Beispiele:  Wenn ich das Bildungsbudget hernehme und „gerecht“ auf jedeN ÖsterreicherIn aufteile, habe ich eine Art Bildungsscheck-System. Ausgegeben würde über den Staat gleich viel als zuvor. Herauskommen würde aber  etwas vollkommen anderes als beim bisherigen öffentlichen Bildungssystem, nämlich ein auf Kauf, Verkauf, Konkurrenz und Profit orientiertes System. Das selbe gilt für den Gesundheitsbereich.  Und es gilt für den Bereich der Pensionen: Selbst wenn nach einer Umstellung auf ein kapitalgedecktes Pensionssystem gleich viel ausgegeben würde (was sicher nicht sein würde, denn die Ziele sind ja kurzfristig Budgetentlastung und mittelfristig Lohnnebenkostensenkung), wäre die Wirkung über die Anlage als Shareholder eine ganz andere als beim Umlageverfahren. 

Erst wenn man auch die Funktion und nicht nur die Verteilung von Geld mitbedenkt, versteht man das Phänomen, warum zwar die Vermögensbesteuerung in vielen Ländern „gerechter“ ist als in Österreich - die Vermögensbesteuerung „macht [in Österreich] nur mehr rund ein Prozent des Steueraufkommens aus, im EU-Durchschnitt jedoch fünf, in der Schweiz acht und in den USA, England und Kanada sogar zwölf Prozent“
 – und trotzdem die Armut in den meisten der genannten Ländern größer ist als bei uns.

· Umverteilung muss zumindest auf Ebene der EU betrieben werden (EU-weite Verkürzung z.B. der Arbeitszeit, EU-weite Besteuerung von Finanzkapital ...) und kann nur im Zusammenhang mit einer neuen Regulierung des „Weltmarktes“ gesehen werden, denn inzwischen wurden dem Kapital tatsächlich schon genug Fluchtmöglichkeiten eröffnet. 

· Umverteilung bricht nur bedingt die Wachstumsdynamik (etwa wenn statt produktivitätsorientierter Lohnerhöhungen entsprechende Arbeitszeitverkürzungen durchgesetzt werden)

· Umverteilung kann Globalisierung zumindest in bestimmten Regionen sozial abfedern, hebt das Grundproblem – die Entbettung der Ökonomie – nicht auf. Umverteilung erfüllt nicht das für nachhaltiges Wirtschaften unabdingbare Kriterium der „Berechenbarkeit“ bzw. Lenkbarkeit, macht das System nicht anpassungsfähiger, gibt ihm keine langfristigere Dynamik, führt nicht dazu, dass das System „demokratischer“, steuerbarer, dem Willen der Menschen stärker unterworfen ist.

Bei all diesen Einschränkungen ist Umverteilung aber trotzdem unverzichtbares Element einer Strategie zu mehr Nachhaltigkeit: 

Umverteilung schafft Handlungsspielräume. So ist z.B. bei massenhafter Arbeitslosigkeit die Durchsetzungskraft von gesellschaftlichen Alternativen wesentlich schwieriger. Wenn aber die Arbeit entsprechend verteilt ist, man nicht mit dem Rücken zur Wand steht, wird man sich leichter tun, über die langfristigen Dimensionen nachzudenken.

Die Diskussion um Umverteilung bietet die Chance, manche Fragen wieder ganz neu zu stellen: Ist die Wirtschaft ein Selbstzweck? Sind nicht eigentlich die Mittel für ein gutes Leben bereits vorhanden? Geht es nicht bloß darum, diese auch entsprechend anzueignen? ...

Ansatzpunkt 2 – Neu-Regulierung 

War dieses Feld bis vor wenigen Jahren in der Diskussion noch sträflich vernachlässigt, so hat sich im Zusammenhang mit dem Entstehen einer globalisierungskritischen Bewegung auf diesem Gebiet in den letzten Jahren viel getan: Es zeichnet sich an einer Vielzahl von Initiativen und den von ihnen vertretenen Forderungen so etwas wie das Programm einer „neuen Regulation“ ab. Die Konzepte
 sind – bei allen unterschiedlichen Gewichtungen – um mehrere immer wiederkehrende Fixpunkte konzentriert. Wie beim Ansatzpunkt 1 Umverteilung gilt auch in diesem Bereich, dass die diskutierten Maßnahmen in ihrem Charakter ambivalent sind. Für sich alleine gesetzt gehen sie zwar über den unbedingten Laisez faire–Liberalismus hinaus, überwinden allerdings das Wachstumssystem nicht, sondern machen es eher in sich fairer (z.B. haben Entwicklungsländer eher die Chance auf Anschluss ...). Hier die wichtigsten diskutierten Maßnahmen in Stichworten:

Finanzmärkte: Sie müssen in ihrer Eigendynamik eingeschränkt werden. Die Kontrolle der Finanzmärkte soll über die Tobin-Steuer (eine Devisenumsatzsteuer), über Kapitalverkehrskontrollen, fixierte Wechselkurse ... erfolgen. In diesen Bereich fallen auch Forderungen nach Entschuldung, der Einführung eines Insolvenzrechtes für Staaten sowie- im Sinne des vorigen Punktes „Umverteilung“ die Schließung von Steueroasen und die globale Besteuerung des Kapitals. DIE Bewegung in diesem Fachbereich ist ATTAC. 
Neuregelung des internationalen Handels: beim internationalen Güteraustausch wird das Freihandelsprinzip hinterfragt, Freihandel soll vielmehr nur zwischen ebenbürtigen PartnerInnen stattfinden, Exportsubventionen sollen abgeschafft werden. 

Umgang mit Wissen: Globaler Technologietransfer statt globalem Patentschutz
Ansatzpunkt 3 – Bereiche außerhalb der Marktsphäre erhalten bzw. wiedergewinnen 
Ein anderes Bündel von Maßnahmen setzt z.T. ebenfalls auf der Ebene des internationalen Handelsregimes bzw. auf der EU-Ebene an, zielt aber unmittelbar auf das Setzen von Schranken, die (Wieder-)Eingrenzung der Ökonomie, um den Erhalt einer nichtprofitorientierten anderen Ökonomie. Denn auch im Kapitalismus ist nicht jedes Wirtschaften kapitalistisch – daher: Dämme gegen die Ausweitung des auf Kapitalverwertung beruhenden Bereiches bauen und ihn einschränken:
Die Daseinsvorsorge muss öffentlich bleiben bzw. muss erst von einer staatlich-hierarchischen Struktur zu einem demokratischen Modell mit partizipativer Planung umgewandelt werden. Eine öffentliche Daseinsvorsorge hat eine andere – weniger rabiate – Wachstumsdynamik bei gleichzeitig höherer Qualität, wie das oben angeführte Beispiel des Gesundheitssystems zeigt. Wo da überall Ansatzpunkte sind, wurde ja unter 2.1 exemplarisch erläutert. Als ein weiteres Beispiel sei hier nur die Wasserversorgung erwähnt!

Keine Patente auf Leben: Die Ausdehnung des Eigentumsbegriffes auf Saatgut kann wegen seiner Bedeutung für die Menschheit gar nicht massiv genug zurückgewiesen werden. Die gesamte Ernährungsgrundlage mit ihren zig-tausenden von Sorten, Rassen, Variationen und der damit verbundenen Anpassungsfähigkeit steht zur Disposition. Daher ist das Grundrecht der Bauern und Bäuerinnen auf Zucht, Weiterzucht, Weitergabe, Kreuzung ... unbedingt zu erhalten, TRIPS und andere in Richtung Privatisierung zielende Regelwerke können nur massivst bekämpft werden.

Ernährungsbereich aus dem Freihandel ausnehmen: Über den Ausnahmestatus der Landwirtschaft scheint unter globalisierungskritischen Gruppen Konsens zu bestehen. Allerdings gehen die Forderungen im Detail weit auseinander. Während Einigkeit darüber besteht, dass die Exportsubventionen abgebaut werden müssen (als kleinster gemeinsamer Nenner in diesem Bereich) gehen insbesondere Kleinbauern- und -bäuerinnenverbände wie Via Campesina (in Österreich vertreten durch die Österreichische Bergbauernvereinigung) davon aus, dass der Versorgung vor Exporten Vorrang gegeben werden muss, dass eigentlich die Landwirtschaft im WTO-System gar nichts verloren hat .... 

Regulierung der Investitionen: Stichworte sind klare Regeln für Multis, Fusionskontrollen, Standortschutz statt Investitionsschutz, Kostenwahrheit in der Wirtschaft. Verschiedentlich wird schon von Neuen Sozialen Bewegungen die Forderung nach einer Investitionskontrolle erhoben. Die Organisation Friends of the earth (Freunde der Erde), ein internationales Umweltbündnis, dessen österreichische Sektion Global 2000 ist, hat die Forderung nach einer Konvention über die Rechenschaftspflicht multinationaler Konzerne erhoben. Die von Friends of the earth geforderte Konvention sieht einen verpflichtenden Charakter dieser Konvention vor und stellt vor allem auf eine Berichtspflicht über die getätigten beziehungsweise geplanten Investitionen sowie auch auf eine Prüfung ihrer Auswir​kungen auf Umwelt und Gesellschaft ab. Es geht dabei um die Transparenz der Investitionstätigkeit der großen Konzerne. Es geht auch darum, dass das Management dieser Konzerne für die negativen Folgen ihres Tuns auch zur Verantwortung gezogen werden können. Es geht also um die Haftungsfolgen beziehungsweise um die Zahlung von Entschädigungen und auch um den Schutz unserer natürlichen Vorräte (Ressourcen), wie Wasser. Die kapitalistische Wirtschaft darf sich nicht überall hin ausweiten. Es geht um die Setzung von hohen und verpflichtenden Mindeststandards, um Sanktionsmöglichkeiten bis hin zum Verbot von Unternehmungen, um die Zuständigkeit internationaler Gerichtshöfe und um die Bekämpfung bedrohlicher Monopolbildungen.
Resümee: 

Eine Kombination der oben nur angerissenen Handlungsmöglichkeiten würde – in Ergänzung mit den dadurch erweiterten klassischen wirtschaftspolitischen Instrumentarien wie z.B. der Geldpolitik – einen bedeutenden Schritt in Richtung „nachhaltigeres Wirtschaften“ bedeuten. Globalisierung als „Entbettung“ der Wirtschaft könnte rückgängig gemacht werden. Grafik 16 – Handlungsstrategien und Ziele gemeinsam soll veranschaulichen, dass es sich dabei um eine Mehrebenenstrategie handelt:

· Da ist einerseits die Neuregulierung der weltwirtschaftlichen Rahmenbedingungen (bzw. der Grundstruktur der EU!). Diese müssen umgestaltet werden – betriebswirtschaftliche Effizienz als oberster Regulierungsmaßstab kann kein Rahmen sein. 

· Und parallel müssen im Inneren die Verhältnisse neu geordnet werden, wobei das, was jeweils außen oder innen ist, je nach Problembereich unterschiedlich ist. Innen, da mag das eine mal die Großregion (EU) sein, in einem anderen Bereich ist es der jeweilige Staat, das Bundesland, die Gemeinde. 

Dies sind zwar unterschiedliche Ebenen, sie wirken indes gegenseitig aufeinander ein und müssen parallel “bearbeitet“ werden. 

Durchgesetzt wird ein solches anderes Modell sicher nicht am Schreibtisch, sondern wohl eher auf der Straße oder sonst wo. Dennoch ist das Nachdenken über die Ziele wichtig, denn ohne Ziele werden die Menschen sich nicht dazu motivieren lassen, ihr Schicksal selbst in die Hand zu nehmen.

Ansatzpunkt 4 - Wirtschaftsdemokratie 

Ein Verbleiben auf Ebene der Wirtschaftspolitik wird nicht reichen. Es muss auch zu Wirtschaftsdemokratie – also dem direkten Eingreifen der Gesellschaft in das Privateigentum an Produktionsmitteln – kommen. Dafür sprechen verschiedene Gründe:

Investitionsstreik und Kapitalflucht

Zurecht wird man allerdings gegen ein solches Konzept einwenden können, dass sich die Kapitalseite eine solche Unterordnung unter andere Ziele als die seiner eigenen möglichst raschen Vermehrung kaum gefallen lassen wird. Die Wirtschaft würde durch eine Verweigerung des Wachstums, durch Einschränkungen in seine Freiheiten ... auf ökonomischen Gebiet mit Flucht und / oder Investitionsstreik reagieren. 

Teilweise könnte durch international abgesprochene Politik eine Kapitalflucht stark behindert werden (siehe oben die notwendigen Rahmenbedingungen). Man wird aber nicht darum herumkommen, in die Investitionsentscheidungen unmittelbar einzugreifen – durch eine Mischung aus einer gestärkten betrieblichen Vertretung (Konzernbetriebsräte) und eine überbetriebliche Mitbestimmung (VertreterInnen öffentlicher Interessen).

Wie das im Detail aussehen könnte ist unklar – etwa durch eine Drittellösung in den Aufsichtsräten, ... der Konzerne, durch eine teilweise Vergesellschaftung der Aktien ....

Das Zerstörungspotential

Ein weiterer Punkt, der berücksichtigt werden muss, ist das ungeheure Produktivitätspotential, das gleichzeitig auch ein Destruktivitätspotential, das in Gesellschaften unseres Entwicklungsstandes steckt. Dieses wird möglicherweise nur einzuschränken sein, wenn unmittelbar am Ort der Entscheidung möglichste Transparenz und Partizipation herrscht. Möglicherweise ist dies noch keine Garantie für klügere Entscheidungen, aber es besteht zumindest die Chance. 

Eine Entschärfung dieser Potentiale wird wahrscheinlich von Bereich zu Bereich anders aussehen. Im folgenden ein paar Gedanken zum Forschungsbereich: 

Hier gilt es, eine aktive statt passive Forschungs- und Entwicklungspolitik (F&E) zu verfolgen. Dabei steht „passiv“ für die Überlassung der Forschung dem Markt, die Rolle des Staates besteht nur darin, durch möglichst niedrige Besteuerung passiv die notwendigen Mittel für die Privatinteressen der Konzerne zur Verfügung zu haben. Aktiv heißt: privatwirtschaftliche Mittel werden zuerst einmal abgeschöpft und dann nach politischen Richtungsentscheidungen vergeben. Und zwar nicht bedingungslos. Bedingungen müssen die Richtung, aber auch die anschließende Verfügbarkeit betreffen (Einschränkung von Patentierung, der so erzielte Fortschritt muss allen zur Verfügung stehen!).

Eine solche aktive F&E-Politik darf nicht erst wieder hinter verschlossenen Türen erfolgen, sonst tauscht man nur einen Teil der ökonomischen Eliten durch bürokratische Eliten aus. Vielmehr bedarf es einer öffentliche Diskussion über Ziele und Bedarf, aber auch Risiken von Forschung. 

Grundvoraussetzung ist, dass die Vergabe nicht wieder von den Zwängen eines entfesselten Weltmarktes dominiert wird. Mit anderen Worten: Die Entschleunigung muss auch ökonomisch verkraftbar sein. An dieser Stelle ist man wieder auf die oben genannte Neuregulierung der Rahmenbedingungen verwiesen - man braucht eine Weltwirtschaftsordnung,  die den Nachhaltigkeitskriterien gerecht wird.

Es geht um Emanzipation

Es geht beim Konzept einer „Durchflutung“ der Wirtschaft mit Demokratie nicht nur um die Vermeidung von Zivilisationskatastrophen oder auch „nur“ um die Verhinderung von sozialer Ungerechtigkeit. Es geht auch um die Chance auf ein besseres Leben. Es geht um eine andere, sinnvollere Arbeit, um eine allmähliche Aufhebung der Lohnarbeitsverhältnisse. Denn das Wesen der Lohnarbeit ist, dass ich als Verkäufer meiner Ware Arbeitskraft nicht mehr oder nur mehr bedingt der Herr meiner selbst bin. 

Auch modernes, sich human gebendes Management hat eine entscheidende Schranke: Mitbestimmung im Arbeitsprozess wird nur solange geduldet, als es nicht dem Unternehmensziel (und das ist letztlich der Profit) entgegensteht. 

Gerade auch in Bezug auf ein nachhaltiges Lebensmodell hat die Emanzipation im Erwerbsarbeitsprozess enorme Bedeutung: Nur über eine echte Teilhabe an der Gesellschaft kann die Spirale aus „Frust“ und dessen Kompensation durch immer höheren Konsum durchbrochen werden. Abgesehen von der Befriedigung fundamentaler Bedürfnisse löst ein Mehr an Geld für sich alleine noch keine Zufriedenheit / kein „Glück" aus. Dabei geht es um alles andere als um eine „neue" Innerlichkeitsdiskussion nach dem Motto „arm, aber glücklich", sondern um die Frage politischer Emanzipation. Arm kann man sich auch fühlen, wenn man lediglich keine Markenjeans hat. Vielmehr kommt es darauf an, wie sehr ich in einer Gesellschaft mitbestimmen kann, wie sehr ich Subjekt bin. Insofern muss die Diskussion weit über die bestehenden sozialen Verhältnisse hinausreichen. Eine engagierte sozialpolitische Diskussion ist zwar an sich richtig, aber verkürzt. Und schon gar nicht kann man die soziale Ausgrenzung durch bloße Eingliederung in den "Erwerbsarbeitsmarkt" bekämpfen - dieser hat ja meist wirklich nichts "Emanzipatorisches" an sich.

Wirtschaftsdemokratie als Übergangsphase

Wirtschaftsdemokratie ist – obwohl momentan mega-out –  ein schillernder Begriff. Bereits bisher wurde er im Zusammenhang mit der Sozialpartnerschaft gebraucht: Oft war von Wirtschaftsdemokratie die Rede, wenn es um die Beeinflussung der Wirtschafts-POLITIK im Sinne der Mitbestimmung der Interessensvertretungen bei den Rahmenbedingungen gegangen ist. Ziel war es, dass die Ergebnisse des kapitalistischen Wirtschaftens halbwegs allen zugute kommen (wobei unausgesprochen das Idealbild, an dem man sich orientierte, der männliche Vollerwerbsfacharbeiter war).

Das hier vorgestellte Konzept „Wirtschaftsdemokratie“ versteht sich nicht als fertiges Konzept, sondern als eine „Baustelle“ – es bestehen zahlreiche Ungereimtheiten bzw. auch Differenzen bei einzelnen Elementen. Hier ein paar Beispiele:

· Erwerbsloseninitiativen treten eher für ein Grundeinkommen ein, VertreterInnen der Gewerkschaften und Armutsnetzwerke favorisieren eher einen Ausbau des bestehenden Sozialnetzes.

· Auch die Forderung nach Ökosteuern wird nicht – wie gemeinhin angenommen – von allen kritischen Gruppen ohne weiteres vertreten. Insbesondere VertreterInnen aus „3.-Welt-Staaten“ treten eher für vereinbarte Mengenbeschränkungen ein.

· Unklar ist auch, wie weit eine Ausweitung der Demokratie auch direkt in die Unternehmensleitung hinein erfolgen soll und auch, welche überbetriebliche Interessensvertretungen dabei involviert werden sollen. Ich persönliche neige hier zu einem Konzept der sehr weitgehenden Mitsprache. 

Da es aber um die Umsetzung dieser Visionen geht, darf man nicht bloß auf der Ebene der Wertediskussion stehen bleiben. Die Visionen müssen auch in umsetzbar Forderungen „operationalisiert“ werden. Denn der derzeit vorherrschende gesellschaftspolitische Fatalismus hat sicher eine Ursache, dass angesichts des politisch durchgesetzten Standes an Entdemokratisierung (als Kern des neoliberalen Projektes „Globalisierung“) die Meinung allgegenwärtig ist, dass man ohnehin nichts machen könne als sich dem Markt anzupassen. Dies ist das sogenannte TINA-Syndrom, das ist die Abkürzung von „There is no alternative – es gibt keine Alternative“. TINA wurde bekannt durch Margret Thatcher, die Anfang der 80er Jahre in Großbritannien den Abbau des Sozialstaates, die allseitige Durchsetzung von Konkurrenzmechanismen und das Zurückschrauben öffentlicher Regelungen mit genau diesen Worten begründete.

Aber es gibt eine Alternative! Wir müssen sie natürlich wollen, sie ausformulieren und in großen und kleinen Schritten durchsetzen. Die Diskussion über die Werte UND über konkrete Maßnahmen muss Hand in Hand gehen!

Längerfristig gesehen kann das Konzept Wirtschaftsdemokratie nur eine Übergangsphase  sein. Sie ist ein radikales Reformkonzept. Ein Reformkonzept ist Wirtschaftsdemokratie insofern als es bei den bestehenden Verhältnissen, Widersprüchen und Kräften ansetzt. Radikal ist dieser Reformversuch aber insofern, als er nicht bloß ein Weiterwursteln ermöglicht, sondern Freiräume eröffnen soll:

· Freiräume in zeitlicher Hinsicht, um nachzudenken, in welche Richtung es gehen soll; 

· Freiräume in institutioneller, machtpolitischer Hinsicht: Politische Gestaltungsräume sollen erhalten, ausgeweitet und eröffnet werden. 

Erst so können überfällige längerfristige Diskussionen eröffnet werden: Wie viel und welchen technischen Fortschritt wollen wir eigentlich? Wie viel an Konkurrenz ist uns zuzumuten? Wie viel und welchen Wohlstand wollen wir? Wer ist überhaupt dieses wir – der / die Einzelne, die Gruppe, der Staat? ...

� Wo nicht anders angegeben ist die Basisliteratur Elmar Altvater / Birgit Mahnkopf, Grenzen der Globalisierung. Ökonomie, Ökologie und Politik in der Weltgesellschaft (Münster 1999, 4. Auflage)





� Die Kaufkraftunterschiede werden indessen auch oft überschätzt, so ist das Preisniveau in vielen Entwicklungsländer durchaus mit dem Europas vergleichbar!





� Wobei eine Ironie ist, dass die ohnehin im Konkurrenzkampf strukturell überlegenen reichen Staaten sich noch zusätzlich von den anderen den freien Marktzugang fordern, selbst aber ihre Märkte sehr oft abschotten.





� Ulrich Duchrow / Franz Josef Hinkelammert, Leben ist mehr als Kapital. Alternativen zur globalen Diktatur des Eigentums (Oberursel 2002)





� Kapitalismus” - das ist keine moralische Anschuldigung, sondern schlicht die Benennung der Tatsache, dass Kapital sich vermehren muss – und wenn es dies nicht tut, wertlos wird.





� Walther Schütz, Wer über die Systemfrage nicht reden will, soll von der Nachhaltigkeit schweigen. In: SOL Juni 2002





� Hier ist nicht der Platz, dem nachzugehen, Näheres nachzulesen ist in meinem Artikel „In der Dritten Republik. Oder: Der stille Putsch der Neoliberalen“ auf der Homepage von � HYPERLINK "http://www.kaernoel.at/" ��www.kaernoel.at� im Kasten links oben unter Überblick, wo die Artikel aller Kärnöl-AutorInnen nachzulesen sind (�HYPERLINK "http://212.152.178.69/cgi-bin/kaernoel/comax.pl?page=page.std&job=CENTER:articles.single_article&ID=361"��http://212.152.178.69/cgi-bin/kaernoel/comax.pl?page=page.std&job=CENTER:articles.single_article&ID=361�).





� dpa, DER STANDARD, Printausgabe 6.12.2001: „Zwei Milliarden als Verlierer der Globalisierung. Weltbank: Sieben Punkte gegen Armut“





� Ulrich Duchrow / Franz Josef Hinkelammert, a.a.O. S. 178f


� Christof Parnreiter, Sie irren Herr Premierminister! - Eine Antwort auf den Brief des belgischen Guy Verhofstadt an die Globalisierungsgegner. In: DER STANDARD, Printausgabe, 6.11.2002)


Mattersburger Kreis für Entwicklungspolitik (edd.), Mexiko – eine kritische Bilanz von 15 Jahren freiem Handel in Nordamerika. Journal für EP 3-4/01





� Mehr zum Beispiel Pensionen auf �HYPERLINK "http://www.kaernoel.at/"��www.kaernoel.at� im Artikel „Anmerkungen zur aktuellen Pensionsdebatte“ �HYPERLINK "http://212.152.178.69/cgi-bin/kaernoel/comax.pl?page=page.std&job=CENTER:articles.single_article&ID=242"��http://212.152.178.69/cgi-bin/kaernoel/comax.pl?page=page.std&job=CENTER:articles.single_article&ID=242�





� Näheres siehe auf � HYPERLINK http://www.kaernoel.at ��www.kaernoel.at� im Artikel „Turbobooster ins Elend“ 


� HYPERLINK "http://212.152.178.69/cgi-bin/kaernoel/comax.pl?page=page.std&job=CENTER:articles.single_article&ID=423" ��http://212.152.178.69/cgi-bin/kaernoel/comax.pl?page=page.std&job=CENTER:articles.single_article&ID=423


�


� Theodore M. Hammett, "Health-Related Issues in Prisoner Reentry to the Community", in: "Reentry Roundtable", Washington DC: The Urban Institute, Justice Policy Centre, 2000, zitiert nach: Megan COMFORT , Gitarrensaiten und andere Übertragungswege Strafvollzug und Krankheit in den USA. In: Le Monde diplomatique vom 13.6.2003





� Öffentliche Pflichtversicherung in Österreich:  Beitragshöhe an Erwerbseinkommen gekoppelt bis zu einer bestimmten Höchstbemessungsgrundlage – insofern bedingt solidarisches System. 


Marktwirtschaftliches System der Versicherungspflicht: In der Schweiz hat jedeR Erwachsene innerhalb einer Kasse und Region die gleichen Beträge zu entrichten; Chile: Die Höhe der Beiträge und die Leistungen richten sich nach persönlichen Kriterien der/des Versicherten. Stark benachteiligt sind dabei Frauen im gebärfähigen Alter und chronisch Kranke. Frauen dieser Risikogruppe zahlen bis zu vier Mal so hohe Beiträge wie gleichaltrige Männer mit gleichem Einkommen und schwer oder chronisch kranke Menschen müssen einen Kredit aufnehmen, um über ein Mindestmaß an Gesundheitsvorsorge zu verfügen.





� Die folgenden – überarbeiteten - Thesen wurden im Rahmen des Projektes „Gesellschaftlichen Reichtum nutzbar machen“ 2001 formuliert. Es wurde durchgeführt vom Kärntner Netzwerk gegen Armut und soziale Ausgrenzung, ich selbst war beteiligt als Vertreter des Bündnis für Eine Welt/ÖIE. 





� Jim Lobe, Von Kuba lernen, empfiehlt die Weltbank (IPS-Meldung Washington 30. April 2001)





�  Achtung Falle: Vielfach wird, mehr oder weniger offen, von VertreterInnen aus dem globalisierungskritischen Eck als Begründung für ihr Engagement angeführt, dass der Neoliberalismus schlecht für das Wirtschaftswachstum sei, dass so die Finanzmärkte die Realwirtschaft abwürgen würden etc.. Nun, dies stimmt, wie etwa das Beispiel des neoliberalen Musterexperimentes Neuseeland zeigt. Aber ein mit anderen wirtschaftspolitischen Rezepten (z.B. einem Neokeynesianismus) forciertes Wirtschaftswachstum kann die anstehenden Probleme ebenfalls nicht lösen!





� Christof Parnreiter hat am 5. Oktober 2003 bei einer Studientagung von Südwind bzw. ÖIE diesen Begriff geprägt, allerdings bezieht er den Begriff nur auf die räumliche Dimension. Den Begriff Subsidiarität kennen die, die die mit der katholischen Soziallehre vertraut sind, die mit dem EU-Deutsch vertraut, kennen ihn auch. Die Idee ist, ökonomisch möglichst was lokal produzierbar ist, lokal zu produzieren, und damit die lokale Produktion zu fördern. Nur was kleinräumig nicht geht, auf die nächste höhere Ebene zu heben. Der Vorrang der lokalen Produktion vor der regionalen Produktion, Vorrang der regionalen Produktion vor der nationalen Produktion, Vorrang der nationalen vor der globalen Produktion. Aber es gibt Produktionen, die auf der untersten Ebene nicht funktionieren, in Österreich wächst kein Kaffee. Das heißt, wir brauchen die unterschiedlichen Ebenen. Das Gute am Prinzip der ökonomischen Subsidiarität ist, dass man den Gretchenfragen entgeht. Nicht für oder gegen Welthandel, sondern eindeutig Vorrang der lokalen Produktion.





� Eher gleich verteilt. Interview von Christof Gaspari mit Alois Guger. In: Die Furche 1.3.2001, S. 14





� Im wesentlichen beziehe ich mich hier auf Duchrow / Hinkelammert sowie ATTAC, Die geheimen Spielregeln des Welthandels (....)





�  Ulrich Duchrow von KAIROS-Europa, einer ökumenischen Basisinitiative nennt z.B. auch Grund und Boden als kommunales Eigentum





� Wöchentliche ATTAC-Info (1+2/04) KAUM PRIVAT, SCHON FRECH: DIE VOEST: Durch Privatisierung wird alles besser. Zum Beispiel achten die privatisierten Unternehmen darauf, dass der Staat nicht zu gierig nach Steuern greift. "Disziplinierung" des Öffentlichen heißt das. Kaum aus der öffentlichen Kontrolle entlassen, droht die Voest mit der Verlagerung von Milliardeninvestitionen, falls die Steuerbelastung (Körperschaftssteuer, Energieabgabe, Lkw-Maut und CO2-Emissionszertifikate) nicht zurückgeht. Der neue Chef Wolfgang Eder verstand es offenbar bei seiner Antritts-Pressekonferenz als Pflichtübung, der Regierung zu drohen. Jetzt bestimmt er allein. Und wir - die Ex-Voest-BesitzerInnen - können nicht mehr mitreden.








